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!• bcncbt vier Aügcorcliictcri Frau Or. ßrokclsdicii ^ 

Der dem Ausschuß für gesamtdeutsche Fragen in der 246. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 22 Januar 1953 überwiesene Antrag 
der Fraktion der SPD - Nr. 4001 (neu) der Drucksachen - lautet: 

Der Bundestag wolle beschließen : 

Die Bundesregierung wird beauftragt, zur Entlastung Berlins 
die Überprüfung der in Berlin ankommenden Flüchtlinge aus 
der sowjetischen Besatzungszone nach dem Notaufnahmegesetz 
zunächst für die Dauer von drei Monaten zu 80 v. FI. der 
Flüchtlinge in den Bundesaufnahmelagern Uelzen und Gießen 
und zu 20 V. FI. der Flüchtlinge in dem Aufnahmelager in 
Berlin durdhzuführen. 

Der Ausschuß für gesamtdeutsche Fragen hat diesen Antrag in seiner 
Sitzung vom 29. Januar 1953 beraten in Gegenwart des Herrn 
Sozialsenators von Berlin und von Vertretern der Ostbüros der 
Parteien. 

Es bestand Einmütigkeit im Ausschuß darüber, daß Berlin so schnell 
wie möglich durchgreifend geholfen werden muß. Und es bestand 
weiter Einmütigkeit darüber, daß die Lage Berlins, die durch den 
ununterbrochen anhaltenden Flüchtlingsstrom aus der SBZ immer 
schwieriger zu werden droht, durch gemeinsame Anstrengungen von 
Bund, Ländern und Berlin gemeistert werden muß und daß die 
Entlastung Berlins sich nicht nur auf die notaufgenommenen Flücht- 
linge beziehen darf, sondern auch einen Teil der nicht aufgenom- 
menen umfassen muß. 
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Als das Entscheidende wurde angesehen, daß über die Länder in 
der Bundesrepublik sofort ausreidiende Unterbringungsmögüchkeiten 
für die Flüchtlinge zur Verfügung gestellt werden und daß sicher- 
gestellt wird, daß über die von den Ländern übernommenen Ver- 
pflichtungen hinaus eine sofortige und anhaltende Entlastung Berlins 
erfolgt. Aber es wurden in der Aussprache starke Bedenken laut, 
ob die in dem Antrag der SPD verlangte Verlegung des Notauf- 
nahmeverfahrens von Berlin nach Uelzen und Gießen dafür der 
riditige Weg sei und zu dem erhofften Erfolg führen werde. So 
konnte sich der Aussdiuß nicht entsdiließen, den Antrag der SPD 
anzunehmen, und empfiehlt dem Hohen Hause die Ablehnung der 
Drucksache Nr. 4001 (neu). 

Um aber dem von allen Mitgliedern des Ausschusses bejahten An- 
liegen in Drucksache Nr. 4001 (neu) gerecht zu werden und Berlin 
so schnell wie möglich von dem Flüchtlingsdruck zu entlasten, 
beschloß der Ausschuß mit Mehrheit, dem Bundestag zu empfehlen, 
den Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP, FU(BP-Z) 
- Umdruck Nr. 752 - in der unter 2b) beantragten Fassung anzu- 
nehmen. 

Bonn, den 5. Februar 1953 


Frau Dr. Brökeisehen 


2. Antrag des Ausscliiisses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

a) den Antrag der Fraktion der SPD - Nr. 4001 (neu) der Druck- 
sachen - betr. Notaufnahme, abzulehnen; 

b) den Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP, FU(BP-Z) 
- Umdruck Nr. 752 - in folgender Fassung anzunehmen: 

Der Fiüchtlingsstrom aus der Sowjetzone hat in Berlin eine 
unerträgliche Lage geschaffen. Um Berlin von SBZ-Flücht- 
lingen wirkungsvoll zu entlasten, fordert der Deutsche 
Bundestag, daß zusätzlich zu den bisherigen Maßnahmen 
ab sofort monatlicli mindestens 10 000 SBZ-Fiüchtlinge bis 
auf weiteres in die Bundesrepublik übergeführt werden. 
Die Verteilung auf die Länder hat nach dem für das Not- 
aufnahme verfahren vereinbarten Verteilungsschlüssel zu 
erfolgen. 

Der Deutsche Bundestag erwartet, daß die Regierungen der 
Länder die erforderlichen Unterkünfte sofort bereitstellen 
oder schaffen. 

Der Deutsche Bundestag nimmt mit Befriedigung davon 
Kenntnis, daß die erforderlichen Mittel dafür bereitstehen. 

Die Bundesregierung wird ersucht, regelmäßig monatlich 
über die Durchführung dieses Beschlusses zu berichten. 

Bonn, den 5. Februar 1953 

Der Aussdiuß iür gesamtdeutsche Fragen 

W ebner Frau Dr. Brökelsdieii 

Vorsitzender Berichterstatter 



